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Anlage 1.2

Stand der Überarbeitung:

2017-01-31
PfarrPlan 2024
Was ist neu im PfarrPlan 2024 

gegenüber dem PfarrPlan 2018?

__________________
Im Folgenden werden wesentliche Änderungen für den PfarrPlan 2024 dokumentiert.
(Änderungen in Datentabellen oder redaktionelle Änderungen sind nicht aufgeführt.)

Die unten stehenden Texte sind mit dem entsprechenden Teil des jeweiligen Dokuments verlinkt und können somit direkt angesprungen werden.

Grundinformation - Planen und Durchführen


· Erläuterungen: Wozu braucht es den PfarrPlan?
„Um die Jahrtausendwende wurde in der württembergischen Landeskirche ein Verfahren entwickelt, um den für die künftigen Jahrzehnte zu erwartenden Rückgang der Personen im Pfarrdienst stellenmäßig nachvollziehen zu können. Die Zusammenhänge sind:

1. In der Landeskirche geht die Zahl der Gemeindeglieder langsam, aber stetig zurück.

2. Entsprechend geht auch die Finanzkraft der Landeskirche zurück, zwar mit starken konjunkturell bedingten Ausschlägen, aber langfristig gemittelt ebenfalls ziemlich stetig.

3. Auch die Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer und deren aufsummierte Dienstumfänge ("Rechnerisch Vollbeschäftigte" = Vollbeschäftigtenäquivalente) geht zurück. Das muss im Blick auf die Punkte 1 und 2 so sein, weil der gegenwärtige Stand auf längere Sicht nicht zu finanzieren wäre.

4. Entsprechend muss auch die Zahl der Pfarrstellen zurückgehen
, wobei für die Zahl der Gemeindepfarrstellen wie für die Zahl der Sonderpfarrstellen ein Rückgang in ähnlichem Verhältnis intendiert wird. Ohne einen solchen Rückgang würde die Zahl der Vakaturen ständig zunehmen, was zu vermehrten Problemen vor allem an den Rändern der Landeskirche führen würde, indem vorwiegend dort eine immer größer werdende Zahl nicht besetzter Pfarrstellen entstünde.

Im PfarrPlan geht es deshalb darum, die Anzahl und die Verteilung der Gemeindepfarrstellen an diese Rückgänge anzupassen, und dabei zugleich zu berücksichtigen, dass der Rückgang nicht überall in der Landeskirche in gleicher Weise erfolgt. Zum allgemeinen Kürzungserfordernis kommt also auch ein regionales Umverteilungserfordernis. 
Der PfarrPlan versucht das zu berücksichtigen, indem die Zahlen der Gemeindepfarrstellen in den Kirchenbezirken nach einheitlich für die gesamte Landeskirche geltenden Kriterien in Sechs-Jahres-Schritten angepasst werden.“


· “Da es sich beim Pfarrdienst um landeskirchliche Beauftragungen handelt, liegt die letzte Entscheidung über den Erhalt von Pfarrstellen bei der Landessynode. Oberkirchenrat und Sonderausschuss werden aber, was im Kirchenbezirk vorgeschlagen wurde, befürworten, sofern es nicht gewichtige sachliche Gründe dagegen gibt.“

· Die Kirchliche Verordnung über die Verpflichtung der Pfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen wurde geändert. Für Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag und für Sonderaufträge im Nebenamt gilt nun für das Deputat:

Bei einer Einschränkung auf 75 v.H. eines vollen Dienstauftrags 
und einem Seelsorgebezirk

bis zu 1000 Gemeindegliedern





6 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern




4 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                            


3 WoStd.

Bei einer Einschränkung auf 50 v. H. eines vollen Dienstauftrags 
und einem Seelsorgebezirk  

bis zu 1000 Gemeindegliedern                                     


4 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern                         


3 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                          


2 WoStd.

Dies gilt entsprechend bei Gemeindepfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag im Nebenamt verbunden sind (§ 5 PfstBG). Dieser findet bei der Berechnung der zu erteilenden Wochenstunden keine Berücksichtigung.

Die zu erteilenden Wochenstunden können auch an Schulen außerhalb des eigenen Seelsorgebezirks, in begründeten Ausnahmefällen auch außerhalb des eigenen Kirchenbezirks, zugewiesen werden.

· „Die bewegliche Pfarrstelle zur Dienstaushilfe beim Dekanatamt ist im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. Für Kirchenbezirke, bei denen zwei der folgenden drei Kriterien erfüllt sind, besteht die Möglichkeit, sie im Umfang von nur 50 Prozent auszuweisen: 
      1. Die Kirchengemeinde des Dekans ist kleiner als 2.500 Gemeindeglieder, 
      2. die Zielzahl des Kirchenbezirks für den PfarrPlan 2024 beträgt 20 Stellen oder
           weniger, 
      3. die Gemeindegliederzahl des Kirchenbezirks beträgt 30.000 oder weniger.
Außerdem ist mindestens eine weitere Pfarrstelle in der Kirchengemeinde des Dekans oder der Dekanin im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. Die Kirchengemeinde am Sitz des Dekanatamts sollte eine Größe haben, die ihrer Mittelpunktsfunktion im Kirchenbezirk gerecht werden kann. Von dieser Stelle aus sollen, wenn die Pfarrstelle zur Dienstaushilfe beim Dekanatamt nur 50 Prozent umfasst, vor allem auch Vertretungsaufgaben in der Kirchengemeinde und im Kirchenbezirk übernommen werden.“



Anlage 1.1 - Zusammenfassend, worauf es ankommt 


· Es geht um die konzeptionelle Planung … „Der gegenwärtige Besetzungsstand hat demgegenüber in den Hintergrund zu treten.“

· "Eine wichtige Frage ist die nach der Nachhaltigkeit: Kann die intendierte Struktur auch bei weiter zurückgehenden Pfarrstellenzahlen längeren Bestand haben? Größere Anpassungsschritte (indem beispielsweise eine von zwei Pfarrstellen aufgehoben wird, statt zunächst bei einer oder gar beiden Pfarrstellen den Dienstauftrag einzuschränken) erscheinen zwar kurzfristig härter, sind aber langfristig verträglicher als mehrere kleinere Anpassungen alle paar Jahre."
Anlage 2.1 - Hinweise für die PfarrPlan-Sonderausschüsse 



· "Es ist notwendig, den Blick bereits über das Jahr 2024 hinaus zu richten, damit nicht an den gleichen Stellen ständig weiter gekürzt und angepasst werden muss. Kurzfristige „Lösungen“, damit man die Sache vom Tisch hat, bewähren sich nicht und holen einen bald wieder ein! Im Blick darauf, dass im PfarrPlan 2030 weitere Pfarrstellen entfallen werden, wäre zu überlegen: 

· Welche Pfarrstellen sollen unbedingt erhalten bleiben? 

· Welche Pfarrstellen werden mit hoher Wahrscheinlichkeit aufgehoben werden müssen?

· Und für welche Pfarrstellen muss diese Kategorisierung noch offen bleiben?"


· Hinweis: "Kommunikation ist eine der wichtigsten Aufgaben!"

· Geänderter Zeitplan!

· Spätestens Sommer 2016:
Vorbereitung der Bezirkssynode Herbst 2016

· Herbst 2016: 
Bezirkssynode mit Zeitplan und Bestellung des PfarrPlan-Sonderausschusses

· Ab Ende März 2017: 
Arbeitsphase I des bezirklichen PfarrPlan-Sonderausschusses


· Präzisierung der Ergebnissicherung in der Bezirkssynode Frühjahr 2018:
“Das bezirkliche Stellenverteilungskonzept ist der Bezirkssynode nicht (oder nicht nur) in Form einer Auflistung der geplanten Veränderungen vorzulegen, sondern als Gesamtübersicht mit allen Kirchengemeinden und Pfarrstellen, wie sie auch auf der Homepage des Dezernat 3 unter den PfarrPlan-Materialien veröffentlicht werden wird … Weitere Erläuterungen sind selbstverständlich möglich.

Der Mitteilung des Ergebnisses an den Oberkirchenrat sind das Abstimmungsverhältnis in der Bezirkssynode und in strittigen Fällen die Stellungnahmen der betroffenen Kirchengemeinden (ggf. auch weitere Erwägungen des PfarrPlan-Sonderausschusses, ein Auszug aus dem vorläufigen Entwurf des Protokolls oder Erläuterungen des Dekanatamts zum Verlauf der Bezirkssynode) beizulegen. Außerdem, falls Verschiebungen von Deputatsanteilen zwischen Pfarrämtern vorgesehen werden, die Stellungnahme des Schuldekans oder der Schuldekanin.“


· "Prüfung der bezirklichen Stellenverteilungskonzepte durch Oberkirchenrat und synodalen Sonderausschuss. Diese werden in der Regel den Beschlussvorschlägen der Bezirkssynoden folgen, sind allerdings - wenn beispielsweise eine Lösung nicht ausreichend nachhaltig oder nicht ausgewogen erscheint - nicht daran gebunden."

· Welche Stellen sind in welchem Umfang zwingend auszuweisen?

· „Die Stelle des Dekans oder der Dekanin ist im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. 

· Die bewegliche Pfarrstelle zur Dienstaushilfe beim Dekanatamt ist im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. Für Kirchenbezirke, bei denen zwei der folgenden drei Kriterien erfüllt sind -
1. die Kirchengemeinde des Dekans ist kleiner als 2.500 Gemeindeglieder, 
2. die Zielzahl des Kirchenbezirks für den PfarrPlan 2024 beträgt 20 Stellen  oder weniger,
3. die Gemeindegliederzahl des Kirchenbezirks beträgt 30.000 oder weniger -
besteht die Möglichkeit, sie im Umfang von nur 50 Prozent auszuweisen. Wegen der verringerten Sockelzuweisung wird es dem Kirchenkreis Stuttgart freigestellt, im Rahmen der zugewiesenen bezirklichen Zielzahlen diese Stellen bei den Dekanatämtern Bad Cannstatt, Degerloch und Zuffenhausen in geringerem Umfang als 100 Prozent auszuweisen oder ganz darauf zu verzichten. 

· Außerdem ist mindestens eine weitere Pfarrstelle in der Kirchengemeinde des Dekans oder der Dekanin im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. Die Kirchengemeinde am Sitz des Dekanatamts sollte eine Größe haben, die ihrer Mittelpunktsfunktion im Kirchenbezirk gerecht werden kann. Umfasst die Pfarrstelle zur Dienstaushilfe beim Dekanatamt nur 50 Prozent, können von dieser Stelle aus vor allem auch Vertretungsaufgaben in der Kirchengemeinde und im Kirchenbezirk übernommen werden.“

· „Eine Häufung von Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag ist nicht genehmigungsfähig und bedarf zumindest der Absprache mit dem Oberkirchenrat. Zudem sind Einzelpfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag kaum besetzbar; es gibt zu wenige Interessenten.“

· „An welchen Stellen kann man kürzen?

· Bis zum Zieljahr 2024 werden in vielen Kirchengemeinden die Gemeindegliederzahlen weiter zurückgegangen sein. Wo es im PfarrPlan 2018 vielleicht „gerade noch“ für 1,5 Pfarrstellen in einer Kirchengemeinde „gereicht“ hat, wird künftig nur noch eine Pfarrstelle möglich sein. 

· In ländlichen Regionen mit kleineren Kirchengemeinden lassen sich Kürzungen durch Strukturänderungen oder vermehrte Kooperationen in den Bereichen Geschäftsführung und Gottesdienst teilweise auffangen.

· In städtischen Regionen mit größeren Kirchengemeinden orientieren sich die Seelsorgebezirke der nicht geschäftsführenden Pfarrstellen bislang an tradierten Grenzgrößen, die auf alle Pfarrstellen angewendet wurden, auch auf Einzelpfarrstellen. Eine Einzelpfarrstelle kann bisher bis ca. 2.500 Gemeindeglieder umfassen. Bei einer nicht geschäftsführenden Pfarrstelle mit zudem geringerem Predigtaufwand erscheint deshalb ein Seelsorgebezirk von mehr als 2.500 Gemeindegliedern als zumutbar.“


· "Den PfarrPlan um personelle Konstellationen ‘herumzubauen‘ hat sich nicht bewährt. Auch führt eine Kompromissorientierung häufig zu wenig optimalen Lösungen. Deshalb hat grundsätzlich zu gelten: Es geht zuerst um die langfristigen Strukturen, nicht um die aktuellen Besetzungsstände."


· „Auch sollte dringend vermieden werden, beispielsweise bei einer kleinen und großen Kirchengemeinde „mit zusammen 200 Prozent Pfarrstellen“ von einer „Pfarrstelle mit 125%“ und einer „Pfarrstelle mit 75 %“ zu sprechen, und entsprechend auch nicht von einer „zusammengesetzten Pfarrstelle mit 25 % und 75 %“. Stattdessen ist immer vom Gesamtumfang einer Pfarrstelle auszugehen und dieser ggf. inhaltlich zu differenzieren: Der Stelleninhaber der Pfarrstelle in der kleinen Kirchengemeinde nimmt einen (konkret festzulegenden) Dienstauftrag - beispielsweise Predigtdienst am ersten Sonntag im Monat, ggf. auch darüber hinaus als Seelsorgebezirk einen bestimmten Ortsteil - in der großen Kirchengemeinde wahr. Vom Gesamtumfang auszugehen ist wichtig wegen des Deputats im Religionsunterricht, der besoldungsmäßigen Einstufung der Pfarrstelle und wegen der dienstrechtlichen Klarheit. 
Entsprechendes gilt für die Ausweisung von Sonderraufträgen im Nebenamt: Eine Pfarrstelle mit Sonderauftrag im Nebenamt ist nicht aus einem Gemeindeanteil im Umfang von beispielsweise 75 Prozent und einem Sonderanteil im Umfang von beispielsweise 25 Prozent „zusammengestückelt“ zu denken, sondern es handelt sich in diesem Fall um eine Gemeindepfarrstelle mit nicht eingeschränktem Dienstauftrag, mit der geschäftsordnungsmäßig ein Sonderauftrag im Nebenamt im Umfang von 25 Prozent verbunden wird. Der Sonderauftrag im Nebenamt ist also immer ein Anteil an der gesamten Gemeindepfarrstelle. Auch hier gäbe es andernfalls Unklarheiten in Bezug auf Religionsunterricht, Besetzungsgremium, Stelleneinstufung."
Anlage 2.2 - Hinweise zu Aufhebung, Errichtung und Änderung des prozentualen Umfangs von Pfarrstellen
· Änderung der Deputatsverordnung zum Religionsunterricht für Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag:
Bei einer Einschränkung auf 75 v.H. eines vollen Dienstauftrags 

und einem Seelsorgebezirk

bis zu 1000 Gemeindegliedern





6 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern




4 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                     


3 WoStd.

Bei einer Einschränkung auf 50 v. H. eines vollen Dienstauftrags 

und einem Seelsorgebezirk  

bis zu 1000 Gemeindegliedern                                     


4 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern                         


3 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                          


2 WoStd.
Anlage 3.1 - Sonderpfarrstellen, gemeindebezogene 

Sonderpfarrstellen und Sonderaufträge im Nebenamt
· Mit der Änderung der Kirchlichen Verordnung über die Verpflichtung der Pfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen gilt für den PfarrPlan 2024, dass der Umfang des Sonderauftrags im Nebenamt vom Umfang der Pfarrstelle abzuziehen ist und das Deputat sich aus dem verbleibenden Umfang der Pfarrstelle wie bei einer Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag errechnet:
Bei einer Einschränkung auf 75 v.H. eines vollen Dienstauftrags 

und einem Seelsorgebezirk

bis zu 1000 Gemeindegliedern





6 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern




4 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                     


3 WoStd.

Bei einer Einschränkung auf 50 v. H. eines vollen Dienstauftrags 

und einem Seelsorgebezirk  

bis zu 1000 Gemeindegliedern                                     


4 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern                         


3 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                          


2 WoStd.

Dies gilt entsprechend bei Gemeindepfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag im Nebenamt verbunden sind (§ 5 PfstBG). Dieser findet bei der Berechnung der zu erteilenden Wochenstunden keine Berücksichtigung.



· Für Gemeindebezogene Sonderpfarrstellen ändert sich nichts: Es werden nach wie vor sechs Wochenstunden Deputat für eine Pfarrstelle mit nicht eingeschränktem Dienstauftrag zu Grunde gelegt.
Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit
· Erläuterungen zur Verbundkirchengemeinde

(Änderungen werden hier nicht dargestellt, sondern es wird auf das Dokument selber verwiesen.)
Anlage 3.3 - Vakaturverlängerungen als Kürzungskompensation
· "Vakaturverlängerungen haben sich nach Auffassung des Oberkirchenrats nicht bewährt. Falls Vakaturverlängerungen mit dem PfarrPlan 2024 neu eingeführt werden sollen, wird dies nicht befürwortet."
Anlage 3.4 - Altenheimseelsorge
· Grundlegende Überarbeitung und Konzentration auf für den PfarrPlan Wesentliches. 

(Änderungen werden hier nicht dargestellt, sondern es wird auf das Dokument selber verwiesen.)
Anlage 5.1 - Das landeskirchliche Stellenverteilungskonzept 
· Rekapitulation:

„Bei der Entwicklung des landeskirchlichen Stellenverteilungskonzepts war - hiermit noch einmal verdeutlichend dargestellt - folgendermaßen vorgegangen worden:

Am Anfang des PfarrPlans Ende der neunziger Jahre standen inhaltliche, pastoraltheologische Überlegungen:

Was ist der Auftrag der Pfarrerinnen und Pfarrer? In welchen Aufgabenfeldern sind sie tätig und sollen sie tätig sein? Zurückgegriffen wurde dabei auch auf die Ergebnisse des wenige Jahre zuvor initiierten Prozesses „Notwendiger Wandel“, in dem in einer breit angelegten Umfrage eine große Übereinstimmung festgestellt werden konnte: Verkündigung und Seelsorge, kirchlicher Unterricht sowie das Gewinnen und Fördern der Mitarbeiterschaft sollten als pfarramtliche Aufgaben besonders hervortreten.
Sodann wurde versucht, geeignete Merkmale zu finden, mit deren Hilfe die Aufgaben sich quantifizieren lassen. Beispielsweise dürfte der Aufwand für Seelsorge ebenso wie für Kasualien vom Merkmal „Zahl der Gemeindeglieder“ abhängen.

Schließlich stellte sich die Frage, wie diese Merkmale im Verhältnis zueinander zu gewichten wären. Hierfür wurde heuristisch auf die damals bestehende Verteilung der Pfarrstellen zurückgegriffen.
Was sich nach diesen Schritten als Ergebnis einer komplex gewordenen Berechnung ergab, wurde auf Plausibilität hin geprüft. Plausibel erschien, dass zur Anpassung der Verhältnisse in der Landeskirche beispielsweise in Stuttgart (dort waren in den Jahren zuvor, trotz wesentlich verringerter Gemeindegliederzahlen, keine Aufhebungen erfolgt) sowie  in Hohenlohe (dort waren in den Jahren zuvor ohnehin viele Stellen unbesetzt geblieben) Stellen aufgehoben werden müssten, während in der Diaspora (dort waren trotz gestiegener Gemeindegliederzahlen in den Jahren zuvor keine Stellen neu errichtet worden) ein Stellenplus zu verzeichnen war. Plausibel erschien auch, dass sich dieses Rechenmodell nicht nur zum Angleichen der Verhältnisse in der Landeskirche, sondern auch als Instrument für notwendig werdende Kürzungen eignen würde, denn die inhaltlichen Voraussetzungen für die Berechnung würden sich nicht ändern, wenn weniger Pfarrstellen zur Verfügung stünden. Klar war aber auch, dass diese inhaltlichen Voraussetzungen immer wieder überprüft werden müssten. Von Anfang an wurde deshalb beispielsweise vermerkt, dass die „klassische Diaspora“ an Bedeutung verlieren und die „moderne Diaspora“ an Bedeutung gewinnen dürfte, was in der Gewichtung dieser Merkmale zu berücksichtigen wäre.“

· Verringerung der Sockelzuweisung:
„Der Sonderausschuss Struktur der Landessynode hat beschlossen, dass die Zahl der hierfür anzusetzenden Stellen von zwei auf eine Stelle verringert wird, nachdem sich ein höherer Sockel als Hemmnis für die Fusion von Kirchenbezirken erwiesen hatte.

Im Falle der Fusion der Kirchenbezirke Bad Cannstatt, Degerloch, Stuttgart und Zuffenhausen zum Kirchenkreis Stuttgart hatte der Sonderausschuss der Landessynode bereits für den PfarrPlan 2018 beschlossen, dass - um wie bei Fusionen von Kirchengemeinden die Auswirkung nur verzögert eine PfarrPlan-Periode später wirksam werden zu lassen - der Kirchenkreis Stuttgart noch einmal vier Mal zwei, also acht Pfarrstellen als Sockel erhalten sollte. Nach Kürzung des Sockels von zwei auf ein und nach Ablauf der Übergangsfrist erhält der Kirchenkreis Stuttgart für den PfarrPlan 2024 lediglich für den Dekanatsbezirk Stuttgart - wie jeder Kirchenbezirk - eine Stelle als Sockel, für die drei anderen Dekanatsbezirke je eine halbe Stelle als Sockel zugewiesen. Damit erhält der Kirchenkreis nicht eine Stelle als Sockel (wie jeder Kirchenbezirk), auch nicht vier Stellen (wie vor der Fusion), sondern 2,5 Stellen. Gleichzeitig wird es dem Kirchenkreis freigestellt, im Rahmen der zugewiesenen bezirklichen Zielzahlen die PDA-Stellen bei den Dekanatämtern Bad Cannstatt, Degerloch und Zuffenhausen auch in geringerem Umfang als 100 Prozent auszuweisen oder ganz darauf zu verzichten.

Im Falle der Fusion der Kirchenbezirke Bad Urach und Münsingen wird so verfahren, wie für den PfarrPlan 2018 hinsichtlich der Fusion der vier Kirchenbezirke zum Kirchenkreis Stuttgart: Um wie bei Fusionen von Kirchengemeinden die Auswirkung nur verzögert wirksam werden zu lassen, werden für den PfarrPlan 2024 dem Kirchenbezirk Bad Urach-Münsingen noch einmal für jeden der beiden früheren Kirchenbezirke eine, also insgesamt zwei Stellen als Sockel zugewiesen.“


· Auswirkungen von Fusionen von Kirchengemeinden:

· Beim PfarrPlan 2018 wurde festgelegt, dass für die an einer Fusion ab 1. Januar 2011 beteiligten Kirchengemeinden gilt: Für den PfarrPlan 2024 werden die Anzahl und Größe der vor dem Zeitpunkt der Fusion bestehenden Kirchengemeinden zu Grunde gelegt. Das bedeutet: Eine Fusion ab 1. Januar 2011 wird sich nicht auf den PfarrPlan 2024, sondern erst auf den PfarrPlan 2030 auswirken. 

· Entsprechend gilt für eine Fusion ab 1. Januar 2017, die sich wegen der Datengrundlage von Ende 2016 nicht mehr auf den PfarrPlan 2024 auswirken wird, dass diese sich auch nicht auf den PfarrPlan 2030 auswirken wird.  

· Die Auswirkungen von Fusionen werden also um eine PfarrPlan-Periode gestreckt.


· Der für den PfarrPlan zuständige Sonderausschuss Struktur der Landessynode hat beschlossen, das Merkmal „Überdurchschnittliche Urbanität“, das bis zum PfarrPlan 2018 Verwendung fand, nicht mehr zu berücksichtigen: 
· Inhaltliche Nähe dieses Merkmals zum Merkmal "moderne Diaspora" und zu "überregionalen Aufgaben im landeskirchlichen Interesse". 

· Reduktion der Komplexität durch Verringerung der Zahl der Merkmale.

Die dadurch freiwerdenden zehn Stellen werden aufgrund des Merkmals "moderne Diaspora" verteilt. Außerdem erhalten die Prälaturstädte neben Stuttgart jeweils eine zusätzliche Pfarrstelle aufgrund „überregionaler Aufgaben im landeskirchlichen Interesse".

· Für die Berechnung des Anteils des Religionsunterrichts an einer Pfarrstelle werden - wie bei den Pfarrstellen für Religionsunterricht - 25 Wochenstunden (statt bisher 24 Wochenstunden) zu Grunde gelegt. Dies ergibt lediglich minimale Verschiebungen.
Evang. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst
� Mit mehr Geld ließe sich der PfarrPlan nicht vermeiden, denn nicht Stellen werden finanziert, sondern Personen.








